
 

 

 

2. September 2024 

OB Nopper bittet Abgeordnete um Unterstützung für das Rosensteinquartier 

Oberbürgermeister Dr. Frank Nopper wendet sich mit einem Brandbrief an 
Bundesverkehrsminister Dr. Volker Wissing, an die Bundesbauministerin Klara Geywitz, an 
alle Mitglieder des Verkehrsausschusses des Deutschen Bundestags, sowie auch an alle 
Bundestagsabgeordneten aus Baden-Württemberg - mit dem Ziel, dass § 23 Allgemeines 
Eisenbahngesetz geändert wird.  

Nach der jüngsten Novellierung von § 23 Allgemeines Eisenbahngesetz ist eine Freistellung 
nicht mehr benötigter Bahnflächen nur noch dann möglich, wenn das Interesse des 
Antragstellers das überragende öffentliche Interesse am Verkehrszweck überwiegt. Sogar 
ohne eine langfristig zu erwartende Bahnnutzung können nun Freistellungen abgelehnt und 
gesellschaftlich wichtige kommunale Projekte wie sozialer und frei finanzierter Wohnungsbau 
verhindert werden. Dies würde das Aus für das Zukunftsquartier Stuttgart Rosenstein 
bedeuten. Überdies stellt die Neuregelung nach der Rechtsauffassung der Landeshauptstadt 
einen Eingriff in das kommunale Selbstverwaltungsrecht dar. 

OB Nopper: „Wir brauchen im Interesse des Zukunfts- und Modellprojekts Rosenstein 
dringend eine Korrektur. Nach der geltenden Rechtslage würde kein Rosensteinquartier, 
sondern eine Rosensteinbrache entstehen. Der Deutsche Bundestag und die 
Bundesregierung wären verantwortlich für die Verhinderung wichtiger Planungen und 
Wohnungsbauprojekte in deutschen Zentren wie etwa derer für das Jahrhundertprojekt 
Stuttgart Rosenstein. Vor dem Hintergrund der Wohnungsnot in Ballungsräumen und 
Innenstädten ist diese Gesetzgebung realitätsfremd und nicht nachvollziehbar.“ 

Nach der Eröffnung des Durchgangsbahnhofs im Rahmen des Projekts Stuttgart 21 wird in 
der Landeshauptstadt eine Fläche von 85 Hektar zur städtebaulichen Entwicklung frei. Eine 
Nutzung der Bahninfrastruktur ist nicht zu erwarten und überdies auch von niemandem in 
Planung. Vielmehr wird das Wohnungsbauprojekt Stuttgart Rosenstein geplant, das die 
Schaffung von 5.700 Wohnungen für über 10.000 Menschen im Herzen der 
Landeshauptstadt Stuttgart bedeuten würde.  

In seinem Schreiben appelliert Nopper an die Entscheidungsträger: „Bitte unterstützen Sie 
die Landeshauptstadt Stuttgart bei der Realisierung des Projekts Stuttgart Rosenstein und 
sorgen Sie im Hinblick auf § 23 AEG für die Wiederherstellung verfassungsgemäßer 
Zustände.“ 
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